
scheinlichkeit ist so groß, daß sie praktisch der Sicher­
heit gleichgesetzt werden kann. Konsequent sind, so­
weit die Wissenschaft in Fällen, in denen die Vater­
schaft mehrerer Männer möglich ist, eine sichere Aus­
schließung aller bis auf einen nicht gestattet, nur zwei 
Alternativen: entweder keinen von ihnen in Anspruch 
nehmen zu lassen — das ist der Standpunkt des 
BGB —, oder aber jeden von ihnen, wie es der Entwurf 
will.

Soviel zum Formalen. Ausschlaggebend für die Ab­
lehnung des Vorschlages ist aber nicht dieses Formale, 
sondern der Umstand, daß seine Verwirklichung die 
gesamte dem Entwurf zugrunde liegende gesetzgebe­
rische Tendenz über den Haufen werfen würde. Eg­
gers-Lorenz übersieht, daß der Entwurf sozusagen aus 
der Not eine Tugend gemacht hat, indem er die aus 
dem gegenwärtigen Stande der biologischen Wissen­
schaft sich ergebende Situation zum Ausgangspunkt 
einer Regelung werden läßt, die geradenwegs auf das 
vom gesamten demokratischen Familienrecht ange­
strebte Ziel der „Entwicklung und Festigung der Fa­
milie“ (§ 1 des Entwurfs) hinführt. Es ist klar, daß die 
erhöhte Verantwortung für die m ö g l i c h e n  Folgen 
des außerehelichen Geschlechtsverkehrs auf die Männer 
einen erzieherischen Einfluß in der Richtung auf jenes 
Ziel hin ausüben, d. h. zu einer Einschränkung dieses 
Verkehrs zugunsten der Gründung oder Erhaltung von 
Familien führen muß. Soweit aber dieser Einfluß nicht 
wirksam wird, verschafft jene Regelung dem nicht­
ehelichen Kinde — und auch das liegt im Sinne des 
demokratischen Familienrechts — eine unvergleichlich 
viel bessere Position, als es sie jetzt besitzt, da künftig 
das Gericht eine Vaterschaft nicht nur in Fällen fest­
stellen kann, in denen das zur Zeit noch nicht möglich 
ist, sondern das Kind auch die Wahl hat, unter mehreren 
möglichen Erzeugern den in Anspruch zu nehmen, der 
ihm für die Unterhaltszahlung am sichersten ist. Und 
dem in dieser Weise als Vater festgestellten Mann ge­
schieht kein Unrecht: er hat mit der Mutter verkehrt, 
und die Beweisaufnahme hat die Möglichkeit, daß das 
Kind hierbei erzeugt wurde, nicht ausgeschlossen.

Beide rechtspolitischen Motive des Entwurfs — das 
Streben nach Entwicklung und Festigung der Familie 
einerseits und das Ziel der Besserung der Lage des 
nichtehelichen Kindes andererseits — würden vereitelt 
werden, wenn sich nach dem Vorschläge der in An­
spruch genommene Mann, obwohl seine Vaterschaft 
nicht ausgeschlossen ist, auf Grund einer mehr oder 
minder sicheren Wahrscheinlichkeitsrechnung doch 
wieder von der Verantwortung freimachen könnte. Die 
Anregung von Eggers-Lorenz, den Entwurf ihrem Vor­
schläge entsprechend zu ändern, sollte also m. E. nicht 
akzeptiert werden. prof. Dr. HANS NATHAN,

Dekam der Juristischen Fakultät 
der Humboldt-Universität

Schutz des Erbschaftsanspruchs
minderjähriger Kinder

| In NJ 1954 S. 443 behandelt L a m p e  u. a. auch die 
Beseitigung des Eheverbots des fehlenden Auseinander­
setzungszeugnisses, wie es bisher noch im § 9 EheG 
besteht.

Lampes Auffassung, § 56 des Entwurfs reiche zum 
Schutze des Erschaftsanspruchs minderjähriger Kinder 
im Falle der Wiederverheiratung eines verwitweten 
Elternteils nicht aus, überzeugt jedoch nicht. M. E. ist 
es nicht erforderlich, die Abteilung Jugendhilfe-Heim­
erziehung von jeder Eheschließung eines verwitweten 
Elternteils minderjähriger Kinder zu verständigen.

Normalerweise meldet doch das Standesamt jeden 
Sterbefall durch die Totenliste zwecks Prüfung einer 
Erbschaftssteuerveranlagung. Es wäre nun zweck­
mäßig, daß die Erbschaftssteuerstelle, wenn sie bei der 
Veranlagung Vermögen von minderjährigen Kindern 
feststellt, hiervon der Abteilung , Jugendhilfe-Heim-, 
erziehung Mitteilung macht, damit diese schon beim 
eintretenden Vermögensanfall durch Erbschaft gemäß 
§ 56 des Entwurfs prüfen kann, ob zum Schutze des 
Vermögens solcher Kinder Maßnahmen erforderlich 
werden. Es braucht also nicht abgewartet zu werden, 
bis der überlebende Ehegatte sich wieder verheiratet. 
Andererseits kennt das Standesamt nicht die Ver­
mögenslage, und es wäre eine unnötige Belastung,

wenn dieses Amt j e d e  Eheschließung im Falle des 
Vorhandenseins von Kindern aus früheren Ehen der 
Abteilung Jugendhilfe-Heimerziehung melden sollte. 
Überdies hat die Erfahrung gezeigt, daß die bisherige 
Forderung des Auseinandersetzungszeugnisses doch 
regelmäßig nur eine Formsache war, die doch nur in 
den seltensten Fällen praktische Bedeutung erlangte.

Steuerberater ERNST KOCH, Bernau

I
Schriftform der Vereinbarung 

über den Erwerb von Alleineigentum?
Nach § 17 des Entwurfs soll gemeinsames Vermögen 

der Ehegatten dasjenige sein, das von jedem 
Ehegatten nach der Eheschließung durch Arbeit oder 
mit Hilfe von Arbeitseinkommen erworben wurde und 
gemeinsam genutzt wird oder sonst der gemeinsamen 
Lebensführung der Familie dient. Im zweiten Satz des 
§ 17 Abs. 1 gibt der Entwurf jedoch den Ehegatten die 
Möglichkeit, bei Erwerb eines Gegenstandes zu ver­
einbaren, daß dieser Gegenstand nicht gemeinsames 
Eigentum werden soll. Eine solche Vereinbarung kann 
nur beim Erwerb des Gegenstandes getroffen werden. 
Spätere Vereinbarungen vermögensrechtlicher Art sind 
nur im Rahmen des § 23 Abs. 1 des Entwurfs möglich.

Durch Satz 2 des § 17 Abs. 1 wird also von dem in 
§ 17 Abs. 1 Satz 1 festgelegten Grundsatz, daß unter 
bestimmten Voraussetzungen gemeinsames Vermögen 
der Ehegatten entsteht,' eine Ausnahme gemacht. Diese 
Möglichkeit, einen Gegenstand, der an sich bei Vorliegen 
der genannten Voraussetzungen gemeinsames Vermögen 
der Ehegatten werden würde, einem Ehegatten zu 
Alleineigentum zu übertragen, ist geeignet, den Ehe­
gatten die Bedeutung der Entstehung gemeinsamen 
Eigentums in besonderem- Maße zu veranschaulichen. 
Nach meiner Auffassung müßten die Ehegatten, wenn 
sie sich zu einer Vereinbarung darüber entschließen, 
daß ein Gegenstand nicht gemeinsames Vermögen wer­
den soll, diese Vereinbarung in jedem Falle schriftlich 
festlegen. Ich schlage deshalb vor, § 17 FGB folgender­
maßen zu ergänzen:

„Eine Vereinbarung, durch die ein Ehegatte 
Alleineigentum an einem unter den Voraussetzun­
gen des § 17 Abs. 1 Satz 1 erworbenen Gegenstand 
erlangen soll, bedarf der Schriftform.“

Die Schriftform läßt sich auch aus prozeßökonomi­
schen Gründen rechtfertigen. Wird nämlich eine solche 
Vereinbarung nur mündlich getroffen, so wird es, wenn 
die Frage des Alleineigentums streitig wird, in den 
meisten Fällen schwierig sein, den Nachweis zu führen, 
daß das gemeinsame Eigentum durch Vereinbarung 
ausgeschlossen ist.

II

Für die Beibehaltung des Instituts 
der Namensgebung

§ 1706 BGB enthält die Möglichkeit, daß der Ehe­
mann bei Eingehung der Ehe dem nichtehelichen Kind 
seiner Frau, wenn er nicht selbst der Vater des Kindes 
ist, seinen Namen geben kann. Diese Möglichkeit ist 
im Entwurf des Familiengesetzbuchs nicht vorgesehen. 
Der Entwurf geht also offenbar davon aus, daß, nach­
dem die Benachteiligung des nichtehelichen Kindes be­
seitigt ist, es der Rechtsinstitution der bloßen Namens­
gebung nicht mehr bedürfe und daß durch die Bestim­
mungen über die Annahme an Kindes Statt dem Inter­
esse an einem einheitlichen Namen ausreichend Rech­
nung getragen sei. Diese Lösung kann aber nicht be­
friedigen.

Es hat sich gezeigt, daß die Vorschrift des § 1706 BGB, 
soweit sie die Namensgebung betrifft, mit der' Entwick­
lung unserer Gesellschaftsordnung durchaus im Ein­
klang steht. Mag die Bestimmung auch ursprünglich 
den Zweck gehabt haben, einem Kind den Makel der 
außerehelichen Geburt zu nehmen, so müssen wir doch 
heute die Möglichkeit der Namensgebung einmal von 
dem Grundsatz der Einheit und Festigung der Familie 
und darüber hinaus von der wirtschaftlichen Seite her 
betrachten.

Viele Männer, die eine Frau mit einem nichtehelighen 
Kind heiraten, sind zwar bereit, diesem Kind ihren 
Namen zu geben, schon um die Einheit der Familie zu 
festigen und zu vermeiden, daß dieses Kind einen ande-
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